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Presserechtlicher Anspruch auf Auskünfte über die Mandatierung und Honorierung von Rechtsan-
waltskanzleien  

 

Leitsatz 
 

1. Das anwaltliche Berufsgeheimnis kann einem gegenüber dem Mandanten geltend gemachten presserecht-
lichen Auskunftsbegehren nicht entgegenstehen (im Anschluss an BVerwG, Urteil vom 10. April 2019 - 7 C 
23.18 - juris Rn. 30). 
 

2. Zwar können Geschäftsgeheimnisse nach einem Zeitraum von fünf Jahren typischerweise nicht mehr ak-
tuell und deshalb nicht mehr vertraulich sein. Presserechtliche Auskünfte zu Rechnungen über Rechtsan-
waltshonorare, die älter als fünf Jahre sind, können aber eine fortdauernde Wettbewerbsrelevanz für den heu-
tigen Geschäftsbetrieb einer Rechtsanwaltskanzlei haben.  
 

Sachverhalt 
 

Der Kläger ist Journalist der Berliner Zeitung "Der Tagesspiegel". Er begehrt vom Bundesnachrichtendienst 
(BND) Auskünfte über die Mandatierung und Honorierung von Rechtsanwaltskanzleien in Verfahren auf der 
Grundlage des presserechtlichen Auskunftsanspruchs. Soweit der BND dem Begehren auch wegen des an-
waltlichen Berufsgeheimnisses und des Schutzes von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen der betroffenen 
Rechtsanwaltskanzleien nicht stattgab, hat der Kläger Klage erhoben. 
 

Zur Begründung der Klage trägt er vor: Dem Auskunftsanspruch stünden keine schutzwürdigen Belange Drit-
ter entgegen. Die in den Auskunftsverfahren beauftragten Rechtsanwaltskanzleien könnten sich nicht auf Ge-
schäfts- und Betriebsgeheimnisse berufen. Zwar könnten Honorarstrukturen und -konditionen einer Rechts-
anwaltskanzlei solche Geheimnisse sein. Schutz bestehe hier aber nicht. Die beauftragten Rechtsanwalts-
kanzleien seien regelmäßig sogenannte Groß- oder Wirtschaftskanzleien, die Behörden mit einer deutlichen 
Reduktion der sonst üblichen Stundensätze und Pauschalen weit entgegenkämen. Der immaterielle Vorteil 
für die Kanzleien folge aus dem öffentlichen Renommee des Mandanten. Zudem sei nicht erkennbar, dass 
eine Auskunft zu den konkreten Informationsbegehren Rückschlüsse auf schutzwürdige Geschäfts- oder Be-
triebsgeheimnisse zuließe. Der Kläger könne mit den begehrten Angaben nicht auf konkret vereinbarte Hono-
rarkonditionen schließen. Auch wenn die begehrten Informationen geschützt seien, überwiege das klägerische 
Auskunftsinteresse. 
 

Nachdem der BND dem Kläger mitgeteilt hat, dass er zum Zeitpunkt des 27. Augusts 2024 im Zusammenhang 
mit der Prozessvertretung in presserechtlichen Auskunftsverfahren keine weiteren Kanzleien als die Kanzlei 
X beauftragt habe, haben der Kläger und die Beklagte den Rechtsstreit insoweit teilweise übereinstimmend 
für in der Hauptsache erledigt erklärt. 
 

Der Kläger beantragt, die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger Auskunft zu den folgenden Fragen zu erteilen: 
 

1. In welchen gerichtlichen Verfahren, in denen vom Bundesnachrichtendienst (BND) Auskünfte auf Grund-
lage des presserechtlichen Auskunftsanspruchs begehrt wurden, hat der BND seit dem Jahr 2013 eine externe 
Rechtsanwaltskanzlei mandatiert? (Angabe Gericht und gerichtliches Aktenzeichen/Jahr) 
 

2. Welche Rechtsanwaltskanzleien hat der BND in jeweils welchen der zu 1. bezeichneten Verfahren manda-
tiert? (Angabe Gericht und gerichtliches Aktenzeichen/Jahr) 
 

Ausgenommen wird die Tatsache der Mandatierung der Kanzlei X PartmbB im Zeitpunkt 27.08.2024. 
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3. Welchen Geldbetrag hat der BND für externe Rechtsberatung/Prozessvertretung in den unter 1. bezeich-
neten Verfahren insgesamt bezahlt? (Angaben in Euro, anwaltliche Honorierung sowie Reisekosten und Spe-
sen sind getrennt auszuweisen) 
 

4. Welche Gesamtsumme (Betrag in Euro) hat der BND an die Kanzlei X Partnerschaft von Rechtsanwälten 
und Rechtsanwältinnen PartmbB bzw. LLP, Y Platz ..., ... Z ("Kanzlei X") im Zusammenhang mit Beratung 
sowie Prozessvertretung in Verfahren in Bezug auf presserechtliche Auskunftsansprüche seit 2015 als an-
waltliches Honorar - Reisekosten und Spesen sind getrennt auszuweisen - bezahlt? 
 

5. Welche Gesamtsumme (Betrag in Euro) hat der BND an die Kanzlei X im Zusammenhang mit Beratung 
sowie Prozessvertretung in Verfahren in Bezug auf presserechtliche Auskunftsansprüche im Jahre 2024 als 
anwaltliches Honorar - Reisekosten und Spesen sind getrennt auszuweisen - bezahlt? 
 

6. Welche Gesamtsumme (Betrag in Euro) hat der BND an die Kanzlei X im Zusammenhang mit Beratung 
sowie Prozessvertretung in Verfahren in Bezug auf presserechtliche Auskunftsansprüche jeweils in den Jah-
ren 2015, 2016, 2017 und 2018 als anwaltliches Honorar - Reisekosten und Spesen sind getrennt auszuwei-
sen - bezahlt? 
 

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen. 
 

Sie macht unter Bezugnahme auf eine schriftliche Stellungnahme der Rechtsanwaltskanzlei X geltend: Bei 
Frage 1 werde nach öffentlich zugänglichen Informationen gefragt, die Gegenstand eigener Rechercheleis-
tung sein könnten und dem Auskunftsanspruch nach dem Rechtsgedanken des § 9 Abs. 3 IFG entgegenstün-
den. Frage 3 begegne Bedenken an der Bestimmtheit und es fehle, soweit die Frage dahin zu verstehen sei, 
welche Beträge der BND in Euro je Verfahren im Sinne von Frage 1 für anwaltliche Honorierung sowie Reise-
kosten und Spesen aufgewandt habe, am öffentlichen Auskunftsinteresse. Nachrichtenwert habe vielmehr die 
generelle Höhe der verwendeten Haushaltsmittel. Die Höhe von Rechtsanwaltskosten könne auch von Fak-
toren abhängen, die geheimhaltungsbedürftig sein könnten. Die Fragen 4, 5 und 6 enthielten Doppelungen, 
seien zu unbestimmt und es sei kein konkreter Sachkomplex benannt. Den begehrten Auskünften stünden 
zudem das anwaltliche Berufsgeheimnis und die Geschäftsgeheimnisse der Kanzlei X entgegen. Es wäre 
einem Konkurrenten bei entsprechender Beantwortung der Fragen möglich, gemittelte Honorare der Kanzlei 
pro Verfahren auszurechnen und daraus Rückschlüsse auf die Honorargestaltung zu ziehen. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Soweit die Beteiligten den Rechtsstreit übereinstimmend in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, ist das 
Verfahren entsprechend § 92 Abs. 3 Satz 1 VwGO einzustellen. 
 

Im Übrigen ist die Klage, über die das Bundesverwaltungsgericht gemäß § 50 Abs. 1 Nr. 4 VwGO in erster 
und letzter Instanz entscheidet, zulässig und hinsichtlich der Fragen 1 bis 4 begründet. In diesem Umfang 
steht dem Kläger auf der Grundlage des verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruchs der Presse aus Art. 
5 Abs. 1 Satz 2 GG die begehrte Auskunft auf seine hinreichend konkret formulierten Fragen zu. Ausschluss-
gründe sind insoweit nicht gegeben. 
 

1. Der Kläger unterfällt dem persönlichen Anwendungsbereich des verfassungsunmittelbaren Auskunftsan-
spruchs aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG. 
 

Das Grundrecht der Pressefreiheit aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG verleiht in seiner objektiv-institutionellen Di-
mension und in Ermangelung einer einfachgesetzlichen bundesrechtlichen Regelung den Presseangehörigen 
einen verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruch gegenüber Bundesbehörden, soweit auf diese die Lan-
despressegesetze mit den in ihnen enthaltenen Auskunftsanspruchsnormen wegen der entgegenstehenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes keine Anwendung finden (stRspr, vgl. BVerwG, Urteil vom 28. Oktober 
2021 - 10 C 3.20 - BVerwGE 174, 66 Rn. 25 m. w. N.). Aufgrund des verfassungsunmittelbaren Auskunftsan-
spruchs können Presseangehörige auf hinreichend bestimmte Fragen behördliche Auskünfte verlangen, 
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soweit die entsprechenden Informationen bei der Behörde vorhanden sind und schutzwürdige Interessen öf-
fentlicher Stellen oder Privater an der Vertraulichkeit nicht entgegenstehen. Der verfassungsunmittelbare Aus-
kunftsanspruch fordert eine Abwägung des Informationsinteresses der Presse mit öffentlichen und privaten 
Belangen im Einzelfall. Dabei kommt eine Bewertung des Informationsinteresses der Presse grundsätzlich 
nicht in Betracht. Zudem darf der Anspruch in seinem materiellen Gehalt nicht hinter demjenigen der im We-
sentlichen inhaltsgleichen, auf eine Abwägung zielenden Auskunftsansprüche nach den Landespressegeset-
zen zurückbleiben (vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. Juli 2015 - 1 BvR 1452/13 - NVwZ 2016, 50 Rn. 12). 
Entscheidend ist, ob dem Informationsinteresse der Presse schutzwürdige Interessen von solchem Gewicht 
entgegenstehen, die den Anspruch auf Auskunft ausschließen (stRspr, vgl. BVerwG, Urteile vom 8. Juli 2021 
- 6 A 10.20 - BVerwGE 173, 118 Rn. 18 m. w. N., vom 9. November 2023 - 10 A 2.23 - NVwZ 2024, 573 Rn. 
12 und vom 7. November 2024 - 10 A 5.23 - BVerwGE 183, 385 Rn. 10). Bei Fragen nach der Verwendung 
von Steuermitteln fällt zugunsten des Informationsinteresses ein gesteigerter Öffentlichkeitsbezug ins Gewicht 
(vgl. BVerwG, Urteile vom 27. September 2018 - 7 C 5.17 - Buchholz 422.1 Presserecht Nr. 18 Rn. 35 und 
vom 26. April 2021 - 10 C 1.20 - BVerwGE 172, 222 Rn. 34). 
 

2. Hiervon ausgehend sind die klägerischen Fragen wie folgt zu beurteilen: 
 

a) Dem mit der Frage 1 geltend gemachten Anspruch auf Auskunft zu den Mandatierungen seit dem Jahr 
2013 steht nicht entgegen, dass der Kläger sich die begehrten Informationen aus anderen Quellen beschaffen 
kann. Die Beklagte beruft sich hierzu auf den Rechtsgedanken des § 9 Abs. 3 Alt. 2 IFG, wonach der Antrag 
abgelehnt werden kann, wenn sich der Antragsteller Informationen in zumutbarer Weise aus allgemein zu-
gänglichen Quellen beschaffen kann. Damit enthält das Informationsfreiheitsgesetz in § 9 Abs. 3 IFG einen 
Hinweis auf den Einwand der unzulässigen Rechtsausübung. Wie § 4 Abs. 4 Satz 2 des Verbraucherinforma-
tionsgesetzes (VIG) zeigt, sieht der Gesetzgeber darin einen Fall missbräuchlicher Antragstellung (BVerwG, 
Urteil vom 24. November 2020 - 10 C 12.19 - BVerwGE 170, 338 Rn. 10 f.). Der Senat muss nicht näher 
prüfen, unter welchen Voraussetzungen dieser allgemeine Rechtsgedanke den verfassungsrechtlichen Aus-
kunftsanspruch begrenzen kann. Die hier begehrten Informationen sind nicht zur Gänze öffentlich zugänglich. 
Der Kläger kann sich nicht mit einer eigenen Recherche die Auskünfte selbst verschaffen. Den ohne Rubrum 
veröffentlichten gerichtlichen Entscheidungen ist nicht zu entnehmen, ob sich der BND im jeweiligen Verfahren 
durch eine Rechtsanwaltskanzlei hat vertreten lassen. Zudem wird nicht jedes gerichtliche Verfahren gegen 
den BND mit einem Urteil abgeschlossen und veröffentlicht. Soweit eine Klagerücknahme oder eine Hauptsa-
chenerledigung zur Beendigung eines Verfahrens führen, findet eine Veröffentlichung des Beschlusses in der 
Regel nicht statt. 
 

Öffentliche oder private Interessen stehen einem Anspruch auf Auskunft zu Mandatierungen seit dem Jahr 
2013 nicht entgegen. Diese werden vom BND und der Kanzlei X auch nicht geltend gemacht. 
 

b) Im Hinblick auf die Frage 2 steht dem geltend gemachten Auskunftsanspruch zur Mandatierung von Rechts-
anwaltskanzleien seit dem Jahr 2013 unabhängig von der eingetretenen Erledigung der Sache zum "aktuellen 
Zeitpunkt" (27. August 2024) ebenfalls kein öffentliches oder privates Interesse entgegen. Hierauf berufen 
sich weder der BND noch die Rechtsanwaltskanzlei X. 
 

c) Mit den Fragen 3 bis 6 begehrt der Kläger Auskünfte zu den finanziellen Aufwendungen für externe Rechts-
beratung. Hinsichtlich der Fragen 3 und 4 hat das Auskunftsbegehren Erfolg. 
 

aa) Entgegen der Auffassung des BND sind die Fragen nicht zu unbestimmt gefasst. Dies gilt auch für Frage 
3. Zwar verwendet der Kläger dort im Unterschied zu den Fragen 4, 5 und 6, wo es jeweils "Gesamtsumme" 
heißt, den Begriff "Geldbetrag". In der Klagebegründung wird aber erläutert, die Anfragen bezögen sich auf 
(...) "Gesamtsummen", wobei außergerichtliche Beratung und Prozessvertretung zusammengefasst würden. 
Abgesehen davon ist der Begriff "Geldbetrag" nicht zwingend im Sinne eines Einzelbetrags zu verstehen, 
sondern kann den Gesamtbetrag meinen. Bei den Fragen 4 bis 6 schadet es nicht, dass der Kläger keine 
konkreten Sachverhaltskomplexe benennt. Als relevanter Sachverhalt genügt der jeweilige zeitliche Rahmen. 
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bb) Im Zusammenhang mit der Frage 3 bestreitet der BND den Nachrichtenwert. Es kommt aber nicht darauf 
an, welches Gewicht und welchen "Nachrichtenwert" die Informationen nach Ansicht Dritter besitzen. Eine 
Bewertung des Informationsinteresses der Presse kommt grundsätzlich nicht in Betracht (vgl. BVerwG, Urteil 
vom 7. November 2024 - 10 A 5.23 - BVerwGE 183, 385 Rn. 10, Beschluss vom 12. September 2024 - 10 VR 
1.24 - NVwZ 2024, 1773 Rn. 20). Die Presse entscheidet in den Grenzen des Rechts selbst, ob und wie sie 
über ein bestimmtes Thema berichtet. Das "Ob" und "Wie" der Berichterstattung ist Teil ihres Selbstbestim-
mungsrechts, das auch die Art und Weise ihrer hierauf gerichteten Informationsbeschaffungen grundrechtlich 
schützt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 14. September 2015 - 1 BvR 857/15 - NJW 2015, 3708 Rn. 16). Die 
Argumentation der Beklagten, der Nachrichtenwert beschränke sich auf die generelle Höhe der verwendeten 
Haushaltsmittel, führt deshalb nicht auf einen tauglichen Einwand gegen den Auskunftsanspruch. 
 

cc) Ein öffentliches Interesse an dem Verschweigen von Rechtsanwaltskosten, weil deren Höhe von Faktoren 
abhängen könne, die möglicherweise geheimhaltungsbedürftig seien, ist nicht substantiiert dargelegt und 
auch nicht ersichtlich. Die pauschal vom BND geäußerte Sorge, es könne seinen Sicherheitsinteressen zuwi-
derlaufen, falls sich aus den Verfahrenskosten schließen ließe, dass es um besonders sicherheitsrelevante 
Sachverhalte gegangen sei, kann eine Geheimhaltungsbedürftigkeit nicht begründen. Es ist nicht ersichtlich, 
dass aus der Mitteilung von Rechtsanwaltskosten darauf geschlossen werden kann. Mit dem Auskunftsbe-
gehren werden auch keine Prozessstrategien des BND abgefragt. 
 

dd) Das anwaltliche Berufsgeheimnis steht dem Auskunftsbegehren nicht entgegen. 
 

Nach § 43a Abs. 2 BRAO ist der Rechtsanwalt zur Verschwiegenheit verpflichtet. Diese Pflicht bezieht sich 
auf alles, was ihm in Ausübung seines Berufes bekannt geworden ist, mit Ausnahme von Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Diese gesetzlichen Vorgaben 
werden in § 2 Abs. 1 und 2 der Berufsordnung für Rechtsanwälte (BORA) aufgenommen und in § 2 Abs. 3 
und 4 BORA um die Bestimmungen ergänzt, dass die Verschwiegenheitspflicht u. a. nicht gilt, soweit Gesetz 
und Recht eine Ausnahme fordern oder zulassen oder zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich 
ist. Durch die rechtsanwaltliche Pflicht zur Verschwiegenheit geschützt sind insbesondere die Identität des 
Mandanten, die Tatsache seiner Beratung, aber auch die Höhe der vereinbarten Vergütung (vgl. BVerwG, 
Urteil vom 30. September 2009 - 6 A 1.08 - AnwBl Online 2010, 144 Rn. 37). Die Verschwiegenheitspflicht 
schützt aber regelmäßig nur den Mandanten (BVerwG, Urteil vom 10. April 2019 - 7 C 23.18 - juris Rn. 30; 
BGH, Urteil vom 27. März 2009 - 2 StR 302/08 - BGHSt 53, 257 Rn. 23; zur Verschwiegenheitspflicht des 
Wirtschaftsprüfers gemäß § 43 Abs. 1 Satz 1 WPO vgl. BVerwG, Urteile vom 15. Dezember 2020 - 10 C 25.19 
- BVerwGE 171, 90 Rn. 13, 15 ff. und vom 26. September 2024 - 10 C 11.23 - BVerwGE 183, 187 Rn. 20; VG 
Karlsruhe, Beschluss vom 12. Oktober 2022 - 3 K 3267/22 - juris Rn. 32; a. A. OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 20. Dezember 2019 - 6 S 58.19 - juris Rn. 16 f.). Aus der Verschwiegenheitspflicht des Rechts-
anwalts ergibt sich zur Frage des Umgangs des Mandanten mit diesen Informationen daher nichts. Dass die 
Verschwiegenheitspflicht des Rechtsanwalts auch im Interesse der Allgemeinheit an einer rechtsstaatlichen 
Rechtspflege liegt, für die die anwaltliche Verschwiegenheit unerlässlich ist (vgl. BVerfG, Urteil vom 30. März 
2004 - 2 BvR 1520/01 u. a. - BVerfGE 110, 226 <251 f.> und Beschluss vom 12. April 2005 - 2 BvR 1027/02 
- BVerfGE Band 113, 29 <49>), begründet ebenfalls keinen dem Auskunftsanspruch entgegenstehenden Ein-
wand des Rechtsanwalts. Das Vertrauen der Allgemeinheit in die Verschwiegenheit der Rechtsanwälte ver-
langt nur, dass sie die ihnen anvertrauten Informationen nicht ohne oder gar gegen den Willen ihres Mandan-
ten offenbaren (OVG Münster, Beschluss vom 13. November 2023 - 15 B 1053/22 - AfP 2024, 171 <173 f.>; 
vgl. auch Partsch, PinG 2025, 51 ff.; a. A. OVG Berlin-Brandenburg, Beschlüsse vom 20. Dezember 2019 - 6 
S 58.19 - juris Rn. 16 f. und vom 23. Dezember 2024 - 6 S 33.24 - juris Rn. 9 f.). Hiervon ausgehend schließt 
das anwaltliche Berufsgeheimnis das gegen die Beklagte gerichtete Auskunftsbegehren nicht aus. 
 

Auch eine vertragliche Verschwiegenheitspflicht (hierzu OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 21. Februar 
2019 - 12 B 15.18 - NVwZ 2019, 1056 Rn. 15) steht der Auskunftspflicht des BND nicht entgegen. Hierauf 
beruft sich der BND unter Verweis auf § 241 Abs. 2 BGB. Die Kanzlei X habe der Veröffentlichung der vom 
Kläger begehrten Informationen mehrfach widersprochen, woraus die zivilrechtliche Pflicht des BND folge, die 
Informationen nicht herauszugeben. Damit kann die Beklagte einem öffentlich-rechtlichen Auskunftsanspruch 
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aber nicht entgegentreten. Vereinbarungen zur Wahrung der Verschwiegenheit begründen keine Geheimhal-
tung gegenüber Dritten, die ein Informationszugangsrecht haben. Eine Behörde kann nicht durch Vereinba-
rungen mit Dritten über den Auskunftsanspruch disponieren und sich auf diese Weise dem Informationszu-
gang entziehen. Soweit im Einzelfall schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen anzuerkennen sind, die nicht 
bereits durch spezifische Vorschriften über die Geheimhaltung geschützt sind, gewährleistet der Auskunfts-
verweigerungsgrund der Verletzung eines überwiegenden öffentlichen oder schutzwürdigen privaten Interes-
ses den gebotenen Schutz (vgl. BVerwG, Urteile vom 18. September 2019 - 6 A 7.18 - BVerwGE 166, 303 
Rn. 29 und vom 26. April 2021 - 10 C 1.20 - BVerwGE 172, 222 Rn. 28). Hierfür ist vorliegend nichts ersichtlich. 
 

ee) Der BND beruft sich darauf, dass die Beantwortung der klägerischen Fragen von Art. 12 Abs. 1 GG ge-
schützte Geschäftsgeheimnisse der Rechtsanwaltskanzleien offenbaren können. Dieser Einwand greift hin-
sichtlich der Fragen 3 und 4 nicht durch; hinsichtlich der Fragen 5 und 6 hat er Erfolg. 
 

(1) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse werden von Art. 12 Abs. 1 GG geschützt (BVerfG, Beschluss vom 
14. März 2006 - 1 BvR 2087/03 u. a. - BVerfGE 115, 205 <230 f.>) und umfassen nach dem hergebrachten 
öffentlich-rechtlichen Verständnis alle auf ein Unternehmen bezogenen Tatsachen, Umstände und Vorgänge, 
die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtver-
breitung der Rechtsträger ein berechtigtes Interesse hat. Betriebsgeheimnisse betreffen dabei im Wesentli-
chen technisches, Geschäftsgeheimnisse vornehmlich kaufmännisches Wissen (BVerwG, Urteile vom 10. Ap-
ril 2019 - 7 C 22.18 - Buchholz 404 IFG Nr. 32 Rn. 19 unter Bezugnahme auf BVerfG, Beschluss vom 14. 
März 2006 - 1 BvR 2087/03 u. a. - BVerfGE 115, 205 <230 f.>; vom 17. Juni 2020 - 10 C 22.19 - NWVBl. 
2020, 500 Rn. 13 und vom 30. April 2025 - 10 C 2.24 - NVwZ 2025, 1433 Rn. 39). 
 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Urteile vom 30. Januar 2020 - 10 C 
18.19 - BVerwGE 167, 319 Rn. 16 und vom 30. April 2025 - 10 C 2.24 - NVwZ 2025, 1433 Rn. 42) sind 
Geschäftsgeheimnisse nach einem Zeitraum von fünf Jahren typischerweise nicht mehr aktuell und deshalb 
nicht mehr vertraulich. Der Beteiligte, der sich auf die Vertraulichkeit der Information beruft, muss daher nach-
weisen, dass die betreffenden Informationen trotz ihres Alters immer noch von wirtschaftlichem Wert sind (vgl. 
EuGH, Urteile vom 14. März 2017 - C-162/15 P [ECLI:EU:C:2017:205], Evonik - Rn. 64 und vom 19. Juni 2018 
- C-15/16 [ECLI:EU:C:2018:464], Baumeister - Rn. 54; EuG, Beschluss vom 15. Juni 2006 - T-271/03 [E-
CLI:EU:T:2006:163] - Rn. 45; BVerwG, Urteil vom 30. Januar 2020 - 10 C 18.19 - BVerwGE 167, 319 Rn. 16). 
 

(2) Das Bestehen von Geschäftsgeheimnissen setzt vorliegend voraus, dass die begehrte Auskunft Rück-
schlüsse auf die Honorargestaltung zwischen dem BND und der von ihr beauftragten Anwaltskanzlei zulässt. 
Ausreichend ist, wenn der Arbeitsaufwand, der hinter den in Rechnung gestellten Beträgen steht, geschätzt 
werden kann, so dass konkrete Rückschlüsse auf die vereinbarten Honorarkonditionen und damit auf die 
Kalkulationsgrundlagen der Anwaltskanzlei möglich sind (vgl. OVG Münster, Beschluss vom 13. November 
2023 - 15 B 1053/22 - AfP 2024, 171 <176>). Die begehrten Auskünfte würden hinsichtlich der Fragen 5 und 
6 solche Rückschlüsse ermöglichen, nicht jedoch hinsichtlich der Fragen 3 und 4. 

 

(a) Die Annahme des BND, dem Kläger sei schon allein anhand der mit den Fragen 3 und 4 begehrten Aus-
künfte zur Gesamtsumme der in den Jahren seit 2013 bzw. seit 2015 an die Rechtsanwaltskanzlei X gezahlten 
Honorare möglich, den Arbeitsaufwand und die Gesamtsumme so in Bezug zu setzen, dass Rückschlüsse 
auf vereinbarte Honorarkonditionen gezogen werden können, ist unzutreffend. Der BND hat nicht plausibel 
dargelegt, dass bei einer Zugänglichmachung der Gesamtsummen für Rechtsberatung und Prozessvertretung 
sowie der Honorare in Verfahren mit presserechtlichen Auskunftsansprüchen Geschäftsgeheimnisse offenge-
legt würden. Der angefallene Arbeitsaufwand der Prozessbevollmächtigten lässt sich anhand dieser Daten 
nicht abschätzen. Ein Konkurrent der Rechtsanwaltskanzlei kann ohne weitere Informationen den Stunden-
satz nicht errechnen und etwa nicht wissen, ob die Kanzlei für den BND auch interne Vermerke gefertigt hat, 
wie viele Gespräche sie mit ihm geführt hat und wie viel Reisezeit angefallen ist. 
 

(b) Demgegenüber hat der BND im Hinblick auf die Fragen 5 und 6, mit denen der Kläger die Honorare an die 
Rechtsanwaltskanzlei X für das Jahr 2024 bzw. für die Jahre 2015, 2016, 2017 und 2018 abgefragt hat, 
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plausibel dargelegt, dass es mit Rücksicht auf die zum Teil nur wenigen Verfahren pro Jahr für die Beratung 
und Prozessvertretung in Verfahren in Bezug auf presserechtliche Auskunftsansprüche bei einer Zugänglich-
machung dieser Informationen möglich wäre, den angefallenen Arbeitsaufwand der Prozessbevollmächtigten 
abzuschätzen. Ein Wettbewerber kann die anwaltliche Tätigkeit inhaltlich und zeitlich einordnen. In Verbin-
dung mit den Antworten zu den Fragen 1 und 2 kann es möglich sein, eine durchschnittliche Honorarsumme 
je Verfahren zu berechnen, was wettbewerbsrelevante Informationen und damit Geschäftsgeheimnisse der 
Kanzlei offenlegen würde. Kämen Informationen zur abgerechneten Vergütung einem marktkundigen Wett-
bewerber zur Kenntnis, so könnte dieser in der Lage sein, für künftige Mandate ein gezieltes Konkurrenzan-
gebot zu unterbreiten. Ein Konkurrent könnte seinen eigenen wahrscheinlichen Arbeitsaufwand für die Bear-
beitung der Mandate hinreichend genau einschätzen und diesen in Relation zu dem von den früheren Pro-
zessbevollmächtigten in Rechnung gestellten Honorar setzen, um auf diese Weise Rückschlüsse auf eine 
Honorargestaltung ziehen zu können. Vor diesem gewichtigen privaten Interesse muss das von der Presse-
freiheit des Klägers getragene Auskunftsinteresse hier zurückstehen. Zwar fällt bei Fragen nach der Verwen-
dung von Steuermitteln zugunsten des Informationsinteresses ein gesteigerter Öffentlichkeitsbezug ins Ge-
wicht (vgl. BVerwG, Urteile vom 27. September 2018 - 7 C 5.17 - Buchholz 422.1 Presserecht Nr. 18 Rn. 35 
und vom 26. April 2021 - 10 C 1.20 - BVerwGE 172, 222 Rn. 34). Diesem Belang wird durch die Beantwortung 
der Fragen 1 bis 4 aber hinreichend Rechnung getragen. 
 

Der Kläger kann ein vorrangiges Informationsinteresse auch nicht deshalb geltend machen, weil die mit Frage 
6 begehrten Auskünfte über Rechtsanwaltshonorare älter als fünf Jahre sind. Die Informationen behandeln 
zwar abgeschlossene Vorgänge, haben aber eine fortdauernde Wettbewerbsrelevanz für den heutigen Ge-
schäftsbetrieb. Die Preisgabe der Höhe der vom BND an die Rechtsanwaltskanzlei gezahlten Anwaltshono-
rare kann daher mit wirtschaftlichen Nachteilen für die Kanzlei verbunden sein. Der Prozessbevollmächtigte 
des BND hat in der mündlichen Verhandlung ohne Widerspruch des Klägers glaubhaft versichert, dass Hono-
rarvereinbarungen über viele Jahre stabil gewesen seien. Hiermit stimmt überein, dass die Anhebung der 
gesetzlichen Anwaltsvergütung regelmäßig in größeren Zeitabständen geschieht. Die Gebühren gemäß dem 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz haben nach einer Erhöhung im August 2013 durch das 2. Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586) erst zum Januar 2021 wieder eine lineare Steigerung 
um 10 Prozent erfahren (Art. 7 des Gesetzes zur Änderung des Justizkosten- und des Rechtsanwaltsvergü-
tungsrechts und zur Änderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, 
Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I 2020 S. 3229); Mayer, in: Gerold/
Schmidt, RVG, 27. Aufl. 2025, § 13 Rn. 1). Zum 1. Juni 2025 ist eine weitere Anpassung der Gebühren auf-
grund des Kosten- und Betreuervergütungsrechtsänderungsgesetzes 2025 (KostBRÄG 2025) vom 7. April 
2025 (BGBl. I 2025 Nr. 109) je nach Gebührenart um 6 bis 9 Prozent erfolgt. 
 

3. Ein Auskunftsanspruch folgt im stattgebenden Umfang auch aus Art. 10 Abs. 1 Satz 2 EMRK (vgl. BVerwG, 
Urteile vom 7. November 2024 - 10 A 5.23 - BVerwGE 183, 385 Rn. 25 m. w. N. und vom 30. April 2025 - 10 
A 1.24 - NVwZ 2025, 1439 Rn. 18). 
 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 155 Abs. 1 und § 161 Abs. 2 Satz 1 VwGO.
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BVerwG 10. Senat    12.09.2024    10 VR 1.24 

 

Presserechtlicher Auskunftsanspruch zur Einschätzung der militärischen Situation in der Ukraine durch 
den Bundesnachrichtendienst 

 

Leitsatz 
 

Der Schutz der auswärtigen Interessen der Bundesrepublik Deutschland kann der Erteilung einer presserechtlichen 
Auskunft als überwiegendes öffentliches Interesse entgegenstehen. 
 

Sachverhalt 
 

I. Der Antragsteller ist Redakteur einer Tageszeitung. Er begehrt im Wege der einstweiligen Anordnung Auskünfte 
vom Bundesnachrichtendienst. Diese betreffen die Durchführung von Pressehintergrundgesprächen zur militäri-
schen Situation in der Ukraine im Jahr 2024. Konkreter Hintergrund ist ein in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
am 25. Mai 2024 erschienener Artikel, in dem darüber berichtet wurde, dass der stellvertretende Vorsitzende des 
Parlamentarischen Kontrollgremiums, Roderich Kiesewetter, MdB, behauptet haben soll, der Bundesnachrichten-
dienst verbreite eine bewusst negative Einschätzung der militärischen Situation in der Ukraine, um die öffentliche 
Meinung dahingehend zu beeinflussen, dass Waffenlieferungen nichts (mehr) brächten. Die Auskunftsersuchen 
sind überwiegend unbeantwortet geblieben. 
 

Mit dem Antrag vom 9. Juli 2024 hat der Antragsteller im Wege der einstweiligen Anordnung die Verpflichtung der 
Antragsgegnerin, Auskunft zu den folgenden Fragen zu erteilen, begehrt: 
 

1. In wie vielen der sogenannten vertraulichen 
 

a) Presse-Hintergrundgespräche mit mehreren Beteiligten und 
 

b) vertraulichen Einzelhintergrundgesprächen 
 

hat der Bundesnachrichtendienst (BND) seit Jahresanfang 2024 Informationen zur militärischen Situation in der 
Ukraine an Medienvertreter erteilt? 
 

2. An welche Medien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich Recherchekooperationen, an denen der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk beteiligt ist, hat der BND die unter 1. bezeichneten Informationen erteilt? 
 

3. Trifft es zu, dass der BND in mehreren der zu 1. bezeichneten Gespräche zur militärischen Situation in der 
Ukraine einen militärischen Sieg der Ukraine über Russland als 
 

a) schwierig und/oder 
 

b) ausgeschlossen dargestellt hat? 
 

4. Hat der BND zu den unter 1. und 2. begehrten Informationen eine Anhörung jener Medien oder Medienvertreter 
durchgeführt, deren verfassungsrechtlich geschütztes Recherche- und Redaktionsgeheimnis nach Ansicht des 
BND durch das Informationsbegehren betroffen sein soll? 
 

5. Falls ja, wann (Datum) hat der BND die unter 5. [gemeint ist wohl 4.] bezeichnete Anhörung durchgeführt und 
welche Ergebnisse der Anhörung liegen dem BND vor? 
 

Mit Schriftsätzen vom 22. August und vom 5. September 2024 haben die Beteiligten die Hauptsache im Hinblick 
auf die Fragen 1 a), 4 und 5 übereinstimmend für erledigt erklärt. 
 

Ein gegen das Bundeskanzleramt gerichtetes Parallelverfahren (BVerwG 10 VR 2.24) hat der Senat mit Beschluss 
vom 6. August 2024 an das zuständige Verwaltungsgericht Berlin verwiesen. 
 

Entscheidungsgründe 
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II. Soweit die Beteiligten die Hauptsache übereinstimmend für erledigt erklärt haben, ist das Verfahren entspre-
chend § 92 Abs. 3 Satz 1 VwGO einzustellen. 
 

Der danach noch im Hinblick auf die Fragen 1 b), 2 und 3 anhängige Antrag ist zulässig (A.) und teilweise begründet 
(B.). 
 

A. Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin ist der Antrag nicht wegen ihrer mangelnden Vorbefassung mit 
den Auskunftsersuchen rechtsmissbräuchlich (1.). Außerdem ist er nicht zu unbestimmt (2.). 
 

1. Der Einwand mangelnder Vorbefassung, der auf ein fehlendes Rechtsschutzbedürfnis hindeuten könnte, trägt 
nicht. Die Antragsgegnerin macht geltend, dass der Antragsteller mit mehreren Anträgen unterschiedliche Aus-
kunftsersuchen gestellt und zu kurze Fristen zur Bearbeitung gesetzt habe. Zuletzt habe er am Tag vor der Antrag-
stellung bei Gericht erneut Fragen an die Antragsgegnerin gerichtet und eine Frist zur Beantwortung von zwei 
Stunden gesetzt. Dies sowie die Antragstellung und -begründung am Folgetag bei Gericht zeigten, dass es dem 
Antragsteller nicht wirklich um eine Beantwortung der Fragen durch die Antragsgegnerin gegangen sei. 
 

Hierdurch wird ein mangelndes Rechtsschutzbedürfnis des Antragstellers nicht aufgezeigt. Er hat die Antragsgeg-
nerin lange vor der Antragstellung bei Gericht mit den entsprechenden Fragestellungen konfrontiert, ohne dass 
insoweit Auskünfte erteilt wurden. Der erneute Antrag am Tag vor der Befassung des Gerichts fasst inhaltlich be-
reits früher gestellte und nicht beantwortete Anträge lediglich zusammen und präzisiert bzw. beschränkt diese. 
 

Frage 1 ist der Sache nach bereits in den Fragen 1 und 2 der Anfrage vom 29. Mai 2024 enthalten. Die dortige 
Frage 1 hat die Antragsgegnerin zwar mit E-Mail vom 17. Juni 2024 beantwortet, indem sie bestätigt hat, dass 
Hintergrundgespräche zur militärischen Lage in der Ukraine stattgefunden hätten. Offen ist noch die Frage nach 
der Anzahl solcher Gespräche, welche sich nunmehr in der Frage 1 wiederfindet. Frage 2 ist auch in Frage 2 vom 
29. Mai 2024 enthalten, nur dass dort allgemeiner formuliert wurde, "an welche Medien/welche Medienvertreter" 
Informationen erteilt wurden, während nunmehr beschränkend nur nach öffentlich-rechtlichen Medien gefragt wird. 
Frage 3 entspricht sogar weitgehend dem Wortlaut nach der Frage 3 vom 29. Mai 2024 bzw. ihrer Konkretisierung 
vom 18. Juni 2024. Keines der noch streitgegenständlichen Auskunftsersuchen ist bislang beantwortet worden. 
 

Nicht zutreffen dürfte in diesem Zusammenhang die Einschätzung der Antragsgegnerin, ihr stünden pauschal im-
mer drei bis fünf Wochen zur Beantwortung presserechtlicher Auskunftsersuchen zur Verfügung. Maßgeblich sind 
insoweit vielmehr Kriterien wie die journalistische Dringlichkeit einerseits sowie Aufwand und Komplexität der Be-
antwortung andererseits. Hier sind keine Hinweise dafür ersichtlich oder vorgetragen, dass die Erteilung der erbe-
tenen Auskünfte nicht bereits vor Antragstellung bei Gericht möglich gewesen ist. 
 

2. Der Antrag ist auch nicht zu unbestimmt. Soweit die Antragsgegnerin meint, die Formulierung "militärischer Sieg 
der Ukraine über Russland" könne auf unterschiedliche Weise verstanden werden, mag das zutreffen. Das macht 
das Auskunftsersuchen jedoch nicht in rechtlich unzulässiger Weise unbestimmt, sondern allenfalls weit gefasst, 
was im Rahmen journalistischer Recherchetätigkeit, zu deren Wesen es gehört, dass konkrete Informationen am 
Anfang der Recherche noch nicht bekannt sind (vgl. BVerwG, Beschluss vom 23. März 2021 - 6 VR 1.21 - NVwZ-
RR 2021, 663 Rn. 13), zulässig ist. 
 

B. Der Antrag ist nur im Hinblick auf Frage 1 b) begründet. 
 

Das gemäß § 123 Abs. 2 i. V. m. § 50 Abs. 1 Nr. 4 VwGO zuständige Bundesverwaltungsgericht kann die begehrte 
einstweilige Anordnung erlassen, wenn der Antragsteller insoweit einen Anordnungsgrund (1.) und einen Anord-
nungsanspruch (2.) glaubhaft gemacht hat (§ 123 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 VwGO i. V. m. § 920 Abs. 1 und 2, § 294 
ZPO). 
 

1. Ein Anordnungsgrund ist bezüglich jeglicher der noch anhängigen Fragen gegeben. § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO 
gestattet dem Gericht, eine vorläufige Regelung in Bezug auf ein Rechtsverhältnis zu erlassen, wenn dies u. a. zur 
Abwendung wesentlicher Nachteile erforderlich ist. Zur Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrundes muss der 
Antragsteller eine besondere Eilbedürftigkeit der Sache deutlich machen, die ein Zuwarten bis zur Entscheidung 
im Hauptsacheverfahren unzumutbar macht. Da das Gesetz nur eine vorläufige Regelung durch das Gericht 
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erlaubt, sind Regelungen, die die Hauptsache vorwegnehmen und nicht umkehrbar sind, dem Grunde nach aus-
geschlossen. Etwas Anderes kann nur gelten, wenn dies etwa zur Wahrung der Grundrechte des Antragstellers 
erforderlich erscheint. In presserechtlichen Auskunftsverfahren führt die Verpflichtung zur Auskunftserteilung im 
Wege der einstweiligen Anordnung regelmäßig zur Vorwegnahme der Hauptsache. Dies ist gleichwohl mit Blick 
auf die Garantie effektiven Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG) sowie das von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG mitumfasste 
Selbstbestimmungsrecht der Presse hinsichtlich der Themenauswahl und der Entscheidung, ob eine Berichterstat-
tung zeitnah erfolgen soll, zulässig, wenn ein gesteigertes öffentliches Interesse und ein starker Gegenwartsbezug 
der Berichterstattung vorliegen. Der Verweis auf das Hauptsacheverfahren darf nicht dazu führen, dass eine be-
gehrte Auskunft mit starkem Aktualitätsbezug ihren Nachrichtenwert verliert und allenfalls noch von historischem 
Interesse ist (BVerwG, Beschluss vom 23. März 2021 - 6 VR 1.21 - NVwZ-RR 2021, 663 Rn. 12 m. w. N.; vgl. auch 
BVerfG, Beschluss vom 8. September 2014 - 1 BvR 23/14 - ZUM-RD 2015, 148 Rn. 28 ff.). 
 

Diese Voraussetzungen liegen im Hinblick auf die Fragen 1 b) bis 3 vor. Am deutlichsten treten das gesteigerte 
öffentliche Interesse und der starke Gegenwartsbezug bei Frage 3 hervor, in der es um die Einschätzung des BND 
zur militärischen Situation in der Ukraine und seine diesbezügliche Öffentlichkeitsarbeit geht. Der russische An-
griffskrieg auf die Ukraine ist weltweit eines der am meisten beachteten aktuellen Themen in der Berichterstattung. 
Auf nationaler Ebene und zumindest im Bereich der NATO-Mitgliedstaaten unterliegen Waffenlieferungen durch 
die Antragsgegnerin und die hierzu geführten politischen Debatten höchster öffentlicher Aufmerksamkeit (vgl. zu-
letzt etwa Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 18. August 2024, S. 1: Kein neues Geld mehr für die Uk-
raine). An dem Recherchegegenstand des Antragstellers, der darauf abzielt herauszufinden, ob der BND in Hin-
tergrundgesprächen auf entsprechende Darstellungen in den Medien einwirkt bzw. diese durch vertrauliche Infor-
mationserteilung mitbeeinflusst, um im Sinne des Bundeskanzleramts zu suggerieren, dass die militärische Situa-
tion in der Ukraine aussichtslos sei und eine militärische Unterstützung nichts mehr bringe, besteht ein besonderes 
öffentliches Interesse. 
 

Gleiches gilt im Ergebnis für die in einem engen Zusammenhang hierzu stehenden Fragen 1 b) und 2. 
 

Soweit der Antragsteller geltend macht, dass mit dem Ausscheiden von BND-Mitarbeitern maßgebliches Wissen 
verloren gehen könnte, ist ein Anordnungsgrund nicht glaubhaft gemacht. Die Argumentation des Antragstellers 
basiert auf einer Vermutung ins Blaue hinein, die durch nichts näher gestützt wird. 
 

2. Ein Anordnungsanspruch besteht nur im Hinblick auf Frage 1 b). 
 

Das Grundrecht der Pressefreiheit aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG verleiht in seiner objektiv-institutionellen Dimension 
und in Ermangelung einer einfachgesetzlichen bundesrechtlichen Regelung den Presseangehörigen einen verfas-
sungsunmittelbaren Auskunftsanspruch gegenüber Bundesbehörden. Aufgrund dieses verfassungsunmittelbaren 
Auskunftsanspruchs können Presseangehörige auf hinreichend bestimmte Fragen behördliche Auskünfte verlan-
gen, soweit die entsprechenden Informationen bei der Behörde vorhanden sind und schutzwürdige Interessen öf-
fentlicher Stellen oder Privater an der Vertraulichkeit nicht entgegenstehen. Der verfassungsunmittelbare Aus-
kunftsanspruch fordert eine Abwägung des Informationsinteresses der Presse mit den gegenläufigen schutzwürdi-
gen Interessen im Einzelfall. Dabei kommt eine Bewertung des Informationsinteresses der Presse grundsätzlich 
nicht in Betracht. Zudem darf der Anspruch in seinem materiellen Gehalt nicht hinter demjenigen der im Wesentli-
chen inhaltsgleichen, auf eine Abwägung zielenden Auskunftsansprüche nach den Landespressegesetzen zurück-
bleiben. Entscheidend ist, ob dem Informationsinteresse der Presse schutzwürdige Interessen von solchem Ge-
wicht entgegenstehen, die den Anspruch auf Auskunft ausschließen (stRspr, vgl. BVerwG, Urteile vom 8. Juli 2021 
- 6 A 10.20 - BVerwGE 173, 118 Rn. 18 und vom 9. November 2023 - 10 A 2.23 - NVwZ 2024, 573 Rn. 12, jeweils 
m. w. N.). 
 

Die Beschränkung auf vorhandene Informationen schließt solche Informationen von dem presserechtlichen Aus-
kunftsanspruch aus, die die Behörde sich erst verschaffen bzw. durch Untersuchungen generieren muss. Allerdings 
kann ein gewisser Aufwand bei der Ermittlung und Zusammenstellung von Informationen von der informations-
pflichtigen Behörde verlangt werden, insbesondere ist der Auskunftsanspruch nicht auf verschriftlichte Informatio-
nen beschränkt (BVerwG, Urteil vom 9. November 2023 - 10 A 2.23 - NVwZ 2024, 573 Rn. 14 f., m. w. N.). 
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Bei den vom Antragsteller begehrten Informationen handelt es sich um solche, die bei der Antragsgegnerin vor-
handen sind. Sie beziehen sich sämtlich auf deren Öffentlichkeitsarbeit und können durch internes Sammeln und 
Strukturieren ohne größeren Aufwand zusammengestellt werden. 
 

a) Im Hinblick auf die durch Frage 1 b) erbetenen bloßen Zahlenangaben ist kein Ausschlussgrund erkennbar, der 
der Preisgabe der Informationen entgegenstehen könnte. Diese Informationen sind auch noch nicht erteilt worden. 
Die Antragsgegnerin hat mit E-Mail vom 17. Juni 2024 lediglich bestätigt, dass entsprechende Gespräche stattge-
funden haben. Sie hat keine Angaben zu deren Anzahl gemacht. 
 

b) Der Beantwortung von Frage 2 steht das von der Pressefreiheit des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG geschützte Recher-
chegeheimnis der betroffenen Medien entgegen. Die Pressefreiheit umfasst auch den Vorgang der Informations-
beschaffung. Hierzu gehört gegebenenfalls die Teilnahme von Medien und ihrer Vertreter an Hintergrundgesprä-
chen des BND. Die Pressefreiheit des Antragstellers steht somit in einem Konflikt mit der Pressefreiheit der von 
seiner Anfrage betroffenen Medien. Dieser kann nur durch eine Abwägung zwischen den gegenläufigen verfas-
sungsrechtlich geschützten Interessen beider Inhaber der Pressefreiheit gelöst werden. Maßgeblich ist hierbei, ob 
die Offenlegung der begehrten Informationen einen hinreichend konkreten Bezug zu den Recherchen der betroffe-
nen Medien herstellen kann, der die Annahme einer Gefahr der Aufdeckung der Recherche durch Dritte rechtfertigt 
(BVerwG, Urteil vom 9. November 2023 - 10 A 2.23 - NVwZ 2024, 573 Rn. 22 ff., m. w. N.). Eine solche Gefahr 
erscheint nicht fernliegend und als in einem Hauptsacheverfahren klärungsbedürftig, zumal ein konkretes Recher-
che-Thema in Rede steht. Um die in Konflikt stehenden Interessen bewerten zu können, kann es zudem in verfah-
rensmäßiger Hinsicht geboten sein, die betroffenen Medien anzuhören. Allerdings weist die Antragsgegnerin nach-
vollziehbar darauf hin, dass bereits aus früheren Verfahren des Antragstellers (auch gerichts-)bekannt sei, dass 
die betroffenen Medien einer Offenbarung ihrer Teilnahme an Hintergrundgesprächen unter Berufung auf ihr Re-
cherchegeheimnis widersprochen hätten. Eine entsprechende Reaktion betroffener Medien wäre - bei Gleichartig-
keit der Anfragen - daher voraussichtlich auch hier zu erwarten. Der Antragsteller hat keine weiteren Informationen 
glaubhaft gemacht, die darauf schließen lassen, dass die Interessenlage nunmehr anders ist. Auch das Gericht 
kann im Verfahren der einstweiligen Anordnung diesbezüglich keine weitere Aufklärung betreiben. Nach allem ist 
ein Anordnungsanspruch nicht hinreichend glaubhaft gemacht. 
 

c) Auch im Hinblick auf Frage 3 ist ein Anordnungsanspruch nicht gegeben. 
 

aa) Allerdings trägt die Annahme der Antragsgegnerin nicht, die entsprechenden Informationen seien wegen ihres 
Charakters als sogenannte Eigeninformationen nicht von dem presserechtlichen Auskunftsanspruch erfasst. Die-
ser vermittle keinen Anspruch darauf, dass eine Behörde Angaben wiederhole, die sie bei einem Hintergrundge-
spräch gegenüber anderen Journalisten gemacht habe (vgl. insoweit OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 8. Juni 
2022 - 6 B 1/21 - ZUM-RD 2022, 726 <731>, unter Verweis auf BVerwG, Urteil vom 3. Dezember 1974 - 1 C 30.71 
- BVerwGE 47, 247 <252>). Unbeschadet einer näheren rechtlichen Einordnung sogenannter Eigeninformationen 
bilden solche nicht den Gegenstand des Auskunftsbegehrens des Antragstellers. Dieser zielt nicht darauf ab, die-
selben Informationen über die militärische Situation in der Ukraine zu erhalten wie die Teilnehmer an den Hinter-
grundgesprächen. Ihm geht es vielmehr darum herauszufinden, ob der BND Hintergrundgespräche zur militäri-
schen Situation in der Ukraine suggestiv steuernd durchführt. Nicht die militärische Situation in der Ukraine, son-
dern die Öffentlichkeitsarbeit des BND bilden den Kern seiner Recherche. 
 

bb) Dem Auskunftsanspruch stehen insoweit aber überwiegende öffentliche Interessen in Form des Schutzes der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland entgegen. Da der presserechtliche Auskunftsanspruch 
nicht positiv-rechtlich normiert ist, fehlt insoweit zwar eine ausformulierte Regelung, die - wie beispielsweise § 3 
Nr. 1 Buchst. a IFG - den Informationszugang sperrt, wenn das Bekanntwerden bestimmter Informationen nachtei-
lige Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland haben kann. Schon deren 
Nennung an erster Stelle der Aufzählung besonderer öffentlicher Belange in § 3 IFG unterstreicht den hohen Stel-
lenwert des Schutzes der auswärtigen Beziehungen (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 13. Dezember 
2016 - 6 S 22/16 - ZD 2017, 489 Rn. 9), die unbeschadet einfachrechtlicher Positivierung zu wahren sind. 
 

Die Pflege auswärtiger Beziehungen fällt innerhalb des Verfassungsgefüges der Bundesrepublik Deutschland von 
der Verbandskompetenz her dem Bund zu (Art. 32 Abs. 1 GG), beim Bund - soweit nicht andere Verfassungsorgane 
etwa über Art. 59 Abs. 1 und 2 GG ausdrücklich damit betraut werden - zuvörderst der Bundesregierung. Nur diese 
verfügt in hinreichendem Maße über die personellen, sachlichen und organisatorischen Möglichkeiten, auf 
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wechselnde äußere Lagen zügig und sachgerecht zu reagieren und so die staatliche Aufgabe, die auswärtigen 
Angelegenheiten verantwortlich wahrzunehmen, bestmöglich zu erfüllen (BVerfG, Urteil vom 18. Dezember 1984 - 
2 BvE 13/83 - BVerfGE 68, 1 <87 f.>). Deswegen steht ihr in diesem Bereich auch ein weit bemessener Spielraum 
eigener Gestaltung zu (BVerfG, Urteil vom 7. Mai 2008 - 2 BvE 1/03 - BVerfGE 121, 135 <158>), der sich weitge-
hend der gerichtlichen Kontrolle entzieht (BVerwG, Urteil vom 29. Oktober 2009 - 7 C 22.08 - NVwZ 2010, 321 Rn. 
15). Bei der Wahrnehmung der auswärtigen Beziehungen bedient sich die Bundesregierung u. a. des BND, welcher 
gemäß § 1 Abs. 2 BNDG Erkenntnisse sammelt, die von außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung für die Bun-
desrepublik Deutschland sind. Hierbei untersteht er der Aufsicht des Bundeskanzleramts (§ 1 Abs. 1 Satz 1 BNDG; 
vgl. Gusy, in: Schenke/Graulich/Ruthig, Sicherheitsrecht des Bundes, 2. Aufl. 2019, § 1 BNDG Rn. 9). Vor diesem 
Hintergrund erscheint die Einschätzung der Antragsgegnerin nachvollziehbar, dass Informationen über etwaige 
Beurteilungen des BND zur militärischen Situation in der Ukraine gegenüber Medienvertretern in Hintergrundge-
sprächen wie auch über eine Einschätzung des BND zur Aussicht auf einen "Sieg der Ukraine über Russland" die 
Stellung und Wahrnehmung der Bundesrepublik Deutschland in der internationalen Gemeinschaft beeinträchtigen 
könnten. Dies dürfte sogar verstärkt für eine vom Antragsteller vermutete Mitbeeinflussung der Darstellung der 
militärischen Situation in der Ukraine in den Medien gelten. Vor diesem gravierenden öffentlichen Interesse muss 
im Einzelfall das von der Pressefreiheit des Antragstellers getragene Auskunftsinteresse zurückstehen. 
 

Die Kostenentscheidung folgt im Hinblick auf die Fragen 1 b), 2 und 3 aus § 154 Abs. 1 VwGO. 
 

Bezüglich der Kosten betreffend den in der Hauptsache erledigten Teil entscheidet das Gericht gemäß § 161 Abs. 
2 Satz 1 VwGO nach billigem Ermessen unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstands. Insoweit 
sind die Kosten im Hinblick auf Frage 1 a) der Antragsgegnerin aufzuerlegen. Nach dem bisherigen Sach- und 
Streitstand und unter Berücksichtigung dessen, was bereits zu Frage 1 b) ausgeführt wurde, ist davon auszugehen, 
dass zum Zeitpunkt des erledigenden Ereignisses insoweit ein Anordnungsgrund und -anspruch gegeben waren. 
Der Senat teilt nicht die Auffassung der Antragsgegnerin, dass dieser Teil der Frage bereits mit der E-Mail vom 17. 
Juni 2024, und damit vor Antragstellung bei Gericht, beantwortet war. Mit dieser E-Mail hat die Antragsgegnerin 
sich lediglich bejahend zu der Frage eingelassen, ob sogenannte Einzelhintergrundgespräche stattgefunden hat-
ten. Darüber, ob das Schweigen zu Presse-Hintergrundgesprächen mit mehreren Beteiligten in dieser E-Mail ein 
konkludenter Hinweis darauf gewesen sein könnte, dass solche nicht stattgefunden hatten, kann nur spekuliert 
werden. Dies genügt nicht, um von einer Erledigung des Auskunftsbegehrens vor Antragstellung bei Gericht aus-
zugehen. Ebenso kann insoweit nicht auf die E-Mail vom 27. Mai 2024 abgestellt werden, aus der sich ergibt, dass 
im Jahr 2024 noch keine "Hintergrundrunde" stattgefunden hat. Diese E-Mail erfasst nicht den vollständigen Zeit-
raum bis zum 9. Juli 2024. 
 

Anders zu bewerten sind die Fragen 4 und 5. Insoweit sind die Kosten dem Antragsteller aufzuerlegen, weil ein 
Anordnungsgrund nicht hinreichend dargelegt ist. Diese Fragen haben im Kern keinen direkten Bezug zu dem oben 
im Hinblick auf die Fragen 1 bis 3 beschriebenen öffentlichen Interesse. Ihre Verbindung zu dem Fragenkomplex, 
welcher sich mit vermeintlich suggestiv steuernder Öffentlichkeitsarbeit befasst, besteht allenfalls in Gestalt von 
Verfahrensfragen beim Umgang der Antragsgegnerin mit den Anfragen des Antragstellers. Diesbezüglich kann 
jedenfalls ein gesteigertes öffentliches Interesse nicht erkannt werden. Es fehlen hinreichende Darlegungen, die 
deutlich machen, dass der Antragsteller nicht bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens zuwarten kann. 
 

Die Fragen 1 bis 5 werden jeweils mit einem Fünftel bei der Kostenverteilung gewichtet, wobei das auf Frage 1 
entfallende Fünftel gleichmäßig auf die Unterfragen a) und b) aufzuteilen ist. 
 

Die Entscheidung über den Wert des Streitgegenstandes beruht auf § 52 Abs. 2, § 53 Abs. 2 Nr. 1 GKG. Von der 
regelmäßigen Halbierung dieses Werts im Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wurde abgesehen, 

weil der Antragsteller der Sache nach eine Vorwegnahme der Hauptsache begehrt.
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Action Replay II: Keine Urheberrechtsverletzung durch externe Speicher-Manipulation 
 

Leitsatz 
 

Eine als Ergänzungsprodukt für eine Spielkonsole angebotene Software, die vom Nutzer parallel zu den Compu-
terspielen auf der Spielkonsole installiert wird und gleichzeitig mit der Spielesoftware abläuft, greift nicht in den 
Schutzbereich des Rechts an der Spielesoftware als Computerprogramm im Sinne von § 69a Abs. 1 und 2 Satz 1 
UrhG ein, wenn sie nicht den Objekt- oder Quellcode der Spielesoftware verändert, sondern lediglich den durch 
das Zutun des Nutzers während des Ablaufs des Spiels entstehenden Inhalt von Variablen verändert, die die Com-
puterspiele im Arbeitsspeicher der Spielkonsole angelegt haben und die sie in ihrem Ablauf verwenden, wodurch 
bewirkt wird, dass die Computerspiele auf Basis dieses veränderten Inhalts der Variablen ablaufen. 
 

Sachverhalt 
 

Die Klägerin vertreibt als exklusive Lizenznehmerin für ganz Europa P. S. -Spielkonsolen, insbesondere die bis 
zum Jahr 2014 vertriebene P. S. P. (PSP), sowie Spiele für diese Konsolen (im Folgenden: Spiele, Software oder 
Computerprogramm der Klägerin), darunter das Spiel "M. A. E. ". Die Beklagten zu 1 und 2 gehören zur Unterneh-
mensgruppe der D. H. Group, die Software entwickelt, produziert und vertreibt, insbesondere Ergänzungsprodukte 
zu den Spielkonsolen der Klägerin, darunter die Software "Action Replay PSP" sowie unter dem Namen "T. F." ein 
zusätzliches Eingabegerät für die Spielkonsole PSP nebst Software. Das Gerät "T. F." ermöglicht die Steuerung 
der Spielkonsole durch Bewegung im Raum. Die Beklagte zu 1 hat die Software "Action Replay PSP" und "T. F." 
entwickelt. Die Beklagte zu 2 hat diese Software vertrieben. Der Beklagte zu 3 ist Director der Beklagten zu 1 und 
2. 
 

Die Softwareprodukte der Beklagten funktionieren ausschließlich mit den Originalspielen der Klägerin. Die Ausfüh-
rung der Software der Beklagten erfolgt dergestalt, dass die PSP mit einem PC verbunden und in die PSP ein 
Memory Stick eingelegt und mit der Software der Beklagten beschrieben wird. Nach dem Neustart der PSP kann 
der Nutzer auf der Spielkonsole einen zusätzlichen Menüpunkt "Action Replay" aufrufen, über den Veränderungen 
an den einzelnen Spielen der Klägerin vorgenommen werden können. Darunter sind beispielsweise beim Spiel "M. 
A. E. " die Optionen "Infinite Turbo" und "All Drivers available", die dazu führen, dass künftige Beschränkungen 
beim Einsatz des "Turbos" ("Booster") entfallen oder nicht lediglich ein Teil der Fahrer verfügbar ist, sondern auch 
schon der Teil, der ansonsten erst beim Erreichen bestimmter Punktzahlen freigeschaltet werden würde. 
 

Mit der Software "T. F." erhält der Besteller einen Sensor, der an den Headset-Anschluss der PSP angeschlossen 
wird und die Steuerung der PSP durch Bewegungen der Spielkonsole im Raum ermöglicht. Zur Vorbereitung des 
Einsatzes des Bewegungssensors ist ebenfalls ein Memory Stick in die PSP einzustecken, wodurch ein zusätzli-
cher Menüpunkt "T. F." mit einer Auswahlliste von Spielen verfügbar wird. Auch hier ermöglicht das angegriffene 
Produkt, dass während des laufenden Spiels durch eine Tastenkombination ein zusätzliches Menü aufgerufen 
werden kann, das nicht im Originalspiel vorgesehen ist. Wird dort die Option "F." gewählt, entfallen bestimmte 
Beschränkungen. So kann beispielsweise beim Spiel "M. A. E. " der "Turbo" unbegrenzt eingesetzt werden. 
 

Die Klägerin macht geltend, dass die Nutzer mittels der beanstandeten Softwareprodukte der Beklagten in urhe-
berrechtlich unzulässiger Weise die ihren Spielen zugrundeliegende Software umarbeiteten. Hierfür seien die Be-
klagten verantwortlich. Hilfsweise macht die Klägerin wettbewerbsrechtlich begründete Ansprüche geltend und 
stützt sich weiter hilfsweise auf Deliktsrecht unter dem Gesichtspunkt des Eingriffs in den eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb. 
 

Die Klägerin hat in erster Instanz zuletzt beantragt, 
 

I. die Beklagten unter Androhung von Ordnungsmitteln zu verurteilen, es zu unterlassen, in der Bundesrepublik 
Deutschland 
 

a. die Software Action Replay PSP, die geeignet ist, auf den Hardwarevarianten PSP 1000, PSP 2000, PSP 3000 
und PSP Go eingesetzt zu werden, anzubieten, zu verkaufen, zu verbreiten und/oder anbieten, verkaufen oder 
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verbreiten zu lassen, mit deren Hilfe der Anwender einen Eingriff in auf der Spielkonsole P. S. P. ablaufende Spiele 
vornehmen kann, der es ermöglicht oder erleichtert, dass die Spiele unter Veränderung der Spielesoftware umge-
arbeitet werden können, 
 

b. die zu einem Bewegungssensor zugehörige Software T. F., die geeignet ist, auf den Hardwarevarianten PSP 
1000, PSP 2000 und PSP 3000 eingesetzt zu werden, anzubieten, zu verkaufen, zu verbreiten und/oder anbieten, 
verkaufen oder verbreiten zu lassen, mit deren Hilfe der Anwender einen Eingriff in auf der Spielkonsole P. S. P. 
ablaufende Spiele vornehmen kann, der es ermöglicht oder erleichtert, dass die Spiele unter Veränderung der 
Spielesoftware umgearbeitet werden können, 
 

c. sowie eine Software wie in a. und b. beschrieben und/oder Lizenzen und/oder Updates für eine solche Software 
zum Download anzubieten; 
 

II. die Beklagten zu verurteilen, der Klägerin unter Angabe des Namens und der Anschrift der Hersteller, der Liefe-
ranten und anderer Vorbesitzer, der gewerblichen Abnehmer und Auftraggeber sowie der Menge und Preise der 
hergestellten, ausgelieferten, erhaltenen und bestellten Waren und Vorlage entsprechender Belege (Angebote, 
Rechnungen, Lieferscheine und Zollpapiere) in einem chronologisch geordneten Verzeichnis Auskunft über die 
Herkunft und den Vertriebsweg der nach Deutschland vertriebenen Produkte gemäß Ziffer I. zu erteilen, und zwar 
ab Januar 2008; 
 

III. festzustellen, dass die Beklagten gesamtschuldnerisch verpflichtet sind, der Klägerin allen Schaden zu ersetzen, 
der ihr daraus entstanden ist und noch entsteht, dass die Beklagten die in Ziffer I. beschriebenen Handlungen 
begehen und bereits begingen. 
 

Hilfsweise hat die Klägerin bezüglich der Beklagten zu 1 beantragt, dieser zu verbieten, die im Antrag zu I genann-
ten Handlungen zu unterstützen. Weiter hilfsweise sollten die Beklagten verurteilt werden, die Ermöglichung oder 
Erleichterung der Umgehung von Kopierschutzmaßnahmen der Spielkonsole und der Spiele zu unterlassen. 
 

Das Landgericht (LG Hamburg, Urteil vom 24. Januar 2012 - 310 O 199/10, juris) hat die Beklagten zu 2 und 3 
nach den Hauptanträgen verurteilt, die Beklagte zu 1 lediglich zur Unterlassung gemäß dem ersten Hilfsantrag. Im 
Übrigen hat es die Klage abgewiesen. Gegen das Urteil haben alle Parteien Berufung eingelegt. 
 

Im Berufungsverfahren hat die Klägerin ihre Klageanträge zu I und zu III bezüglich der Beklagten zu 2 und 3 wei-
terverfolgt und darüber hinaus beantragt, 
 

I. die Beklagte zu 1 unter Androhung von Ordnungsmitteln zu verurteilen, es zu unterlassen, in der Bundesrepublik 
Deutschland die Software Action Replay PSP, die geeignet ist, auf den Hardwarevarianten PSP 1000, 2000, 3000 
und PSP GO eingesetzt zu werden, sowie die zu einem Bewegungssensor gehörige Software T. F. anzubieten, zu 
verkaufen oder zu verbreiten, mit deren Hilfe der Anwender einen Eingriff in auf der Spielkonsole P. S. P. ablau-
fende Spiele vornehmen kann, der es ermöglicht oder erleichtert, dass die Spiele unter Veränderung der Spie-
lesoftware umgearbeitet werden können, oder Updates für solche Software zum Download anzubieten; 
 

II. die Beklagten zu 1, zu 2 und zu 3 zu verurteilen, der Klägerin Auskunft zu erteilen darüber, in welchem Umfang 
sie die zu Ziffer I. bezeichneten Handlungen begangen haben, und zwar durch Vorlage eines Verzeichnisses, aus 
dem sich ergeben: 
 

a) Namen und Anschrift der Hersteller, der Lieferanten und anderer Vorbesitzer, 
 

b) Liefermengen, Typenbezeichnungen, Artikelnummern, Lieferzeiten und Lieferpreise, 
 

c) die Gestehungskosten einschließlich aller Kostenfaktoren sowie der erzielte Gewinn, 
 

d) die einzelnen Angebote unter Nennung der Angebotsmengen, Typenbezeichnungen, Artikelnummern, 
Angebotszeiten und Angebotspreise 
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e) Art und Umfang der betriebenen Werbung, gegliedert nach Werbeträger, Auflagenzahl, Erscheinungs-
zeit und Verbreitungsgebiet sowie 
 

f) Namen und Anschriften der gewerblichen Abnehmer und gewerblichen Adressaten von Angeboten; 
 

III. festzustellen, dass die Beklagte zu 1 gesamtschuldnerisch mit den Beklagten zu 2 und zu 3 verpflichtet ist, der 
Klägerin allen Schaden zu ersetzen, der ihr daraus entstanden ist und noch entsteht, dass die Beklagte zu 1 die in 
Ziffer I. beschriebenen Handlungen begeht und bereits beging. 
 

Das Berufungsgericht (OLG Hamburg, GRUR 2022, 483) hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen sowie auf 
die Berufung der Beklagten das Urteil des Landgerichts abgeändert und die Klage insgesamt abgewiesen. 
 

Mit ihrer vom Berufungsgericht zugelassenen Revision, deren Zurückweisung die Beklagten beantragen, verfolgt 
die Klägerin ihre in der Berufungsinstanz gestellten Klageanträge weiter. 
 

Mit Beschluss vom 23. Februar 2023 (I ZR 157/21, GRUR 2023, 577 = WRP 2023, 595 - Action Replay I) hat der 
Senat das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof der Europäischen Union zur Auslegung von Art. 1 Abs. 1 bis 
3, Art. 4 Buchst. b der Richtlinie 2009/24/EG über den Rechtsschutz von Computerprogrammen folgende Fragen 
zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
 

1. Wird in den Schutzbereich eines Computerprogramms nach Art. 1 Abs. 1 bis 3 der Richtlinie 2009/24/EG einge-
griffen, wenn nicht der Objekt- oder Quellcode eines Computerprogramms oder dessen Vervielfältigung verändert 
wird, sondern ein gleichzeitig mit dem geschützten Computerprogramm ablaufendes anderes Programm den Inhalt 
von Variablen verändert, die das geschützte Computerprogramm im Arbeitsspeicher angelegt hat und im Ablauf 
des Programms verwendet? 
 

2. Liegt eine Umarbeitung im Sinne von Art. 4 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2009/24/EG vor, wenn nicht der 
Objekt- oder Quellcode eines Computerprogramms oder dessen Vervielfältigung verändert wird, sondern ein 
gleichzeitig mit dem geschützten Computerprogramm ablaufendes anderes Programm den Inhalt von Variablen 
verändert, die das geschützte Computerprogramm im Arbeitsspeicher angelegt hat und im Ablauf des Programms 
verwendet? 
 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat hierüber durch Urteil vom 17. Oktober 2024 (C-159/23, GRUR 2024, 
1704 = WRP 2024, 1468 - Sony Computer Entertainment Europe) wie folgt entschieden: 
 

Art. 1 Abs. 1 bis 3 der Richtlinie 2009/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über 
den Rechtsschutz von Computerprogrammen ist dahin auszulegen, dass der durch diese Richtlinie gewährte 
Schutz nicht den Inhalt von variablen Daten erfasst, die ein geschütztes Computerprogramm im Arbeitsspeicher 
eines Computers angelegt hat und im Ablauf des Programms verwendet, soweit dieser Inhalt nicht die Vervielfälti-
gung oder spätere Entstehung eines solchen Programms ermöglicht. 

 

Entscheidungsgründe 
 

I. Das Berufungsgericht hat die Klage für zulässig, aber unbegründet erachtet. Dazu hat es im Wesentlichen aus-
geführt: 
 

Der Klägerin stünden die geltend gemachten Unterlassungsansprüche gemäß § 97 Abs. 1 Satz 1, § 69c Nr. 2 UrhG 
nicht zu. Die Anwendung der Software der Beklagten führe nicht zu einer Umarbeitung der den Originalspielen der 
Klägerin zugrundeliegenden Computerprogramme. Zwar erfüllten die Spiele der Klägerin die Voraussetzungen ei-
nes Computerprogramms gemäß § 69a UrhG. Der Gegenstand des urheberrechtlichen Schutzes eines Computer-
programms gemäß §§ 69a und 69c UrhG seien jedoch die Programmdaten des Objekt- und Quellcodes sowie die 
innere Struktur und Organisation des Computerprogramms, nicht dagegen sein programmgemäßer Ablauf. Die 
Software der Beklagten nehme weder eine Veränderung der Programme selbst noch der in den Arbeitsspeicher 
der PSP hochgeladenen Programmkopien vor, sondern ihre parallelen Befehle veränderten nur die vom Compu-
terspiel im Arbeitsspeicher abgelegten variablen Daten und bewirkten so die Veränderung des Spielergebnisses. 
Die ursprünglichen Befehle des geschützten Computerspiels blieben jederzeit aktiv und ihre innere Struktur 
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durchgehend unangetastet. Die von der Klägerin vertretene funktionale Betrachtungsweise, wonach unabhängig 
von der Einwirkung auf den Programmcode oder seiner abgeänderten Vervielfältigung auch dann von einer Umar-
beitung auszugehen sei, wenn auf andere Art und Weise in den Programmablauf eingegriffen werde, lasse sich 
mit dem Schutzgegenstand eines Computerprogramms nach § 69a UrhG nicht vereinbaren. Der programmgemäße 
Ablauf eines Computerprogramms sei nicht Teil des urheberrechtlichen Schutzes und daher nicht vom ausschließ-
lichen Recht der Umarbeitung gemäß § 69c Nr. 2 UrhG erfasst. Der Urheber eines Computerprogramms habe 
keinen aus §§ 69a, 69c UrhG ableitbaren Anspruch darauf, dass sein Programm nur in einer Weise genutzt wird, 
wie er es ursprünglich im chronologischen Ablauf vorgesehen habe, solange das Spiel - wie im Streitfall - auch bei 
Einwirkung durch Dritte programmgemäß ablaufe und die einzelnen Spielsituationen von der Spielesoftware selbst 
vorgesehen seien. 
 

Eine von der Klägerin hilfsweise geltend gemachte unlautere Behinderung im Sinne von § 4 Nr. 10 UWG aF und § 
4 Nr. 4 UWG liege ebenso wenig vor wie ein deliktsrechtlicher Eingriff in ihren eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb, auf den sich die Klägerin ebenfalls hilfsweise gestützt habe. 
 

Da es im Streitfall an einer Umarbeitung fehle, sei der erste Hilfsantrag, der auf die Verurteilung zur Unterlassung 
einer auf eine Umarbeitung gerichteten Unterstützungshandlung gerichtet sei, unbegründet. Das mit dem zweiten 
Hilfsantrag begehrte Verbot der Ermöglichung oder Erleichterung der Umgehung von Kopierschutzmechanismen 
der PSP sei ebenfalls nicht auszusprechen, weil die Klägerin nicht vorgetragen habe, dass die angegriffenen Soft-
wareprodukte die Vervielfältigung der geschützten Computerprogramme ermöglichten oder das digitale Rechtema-
nagement beeinträchtigten. 
 

II. Die hiergegen gerichtete Revision der Klägerin hat keinen Erfolg. 
 

1. Das Berufungsgericht hat angenommen, durch den Einsatz der Software der Beklagten werde nicht in den 
Schutzbereich des Computerprogramms der Klägerin eingegriffen und daher das ihr zustehende Recht der Umar-
beitung nicht verletzt. Gegen diese Beurteilung wendet sich die Revision ohne Erfolg. 
 

a) Gemäß § 69c Nr. 2 Satz 1 UrhG hat der Rechtsinhaber das ausschließliche Recht, die Übersetzung, die Bear-
beitung, das Arrangement und andere Umarbeitungen eines Computerprogramms sowie die Vervielfältigung der 
erzielten Ergebnisse vorzunehmen oder zu gestatten. Der Begriff des Computerprogramms ist in § 69a Abs. 1 
UrhG näher bestimmt. Danach sind Computerprogramme im Sinne des Urheberrechtsgesetzes Programme in je-
der Gestalt, einschließlich des Entwurfsmaterials. Der gewährte Schutz gilt gemäß § 69a Abs. 2 Satz 1 UrhG für 
alle Ausdrucksformen eines Computerprogramms. Ideen und Grundsätze, die einem Element eines Computerpro-
gramms zugrunde liegen, einschließlich der den Schnittstellen zugrundeliegenden Ideen und Grundsätze, sind 
gemäß § 69a Abs. 2 Satz 2 UrhG nicht geschützt. § 69a Abs. 1 und 2 UrhG dient der Umsetzung von Art. 1 Abs. 1 
und 2 der Richtlinie 2009/24/EG; § 69c Nr. 2 UrhG setzt Art. 4 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2009/24/EG in 
deutsches Recht um. Beide Vorschriften des Urheberrechtsgesetzes sind mithin mit Blick auf die genannten - wort-
gleichen - Richtlinienbestimmungen unionsrechtskonform auszulegen. 
 

b) Der Gerichtshof der Europäischen Union hat entschieden, dass eine Auslegung von Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 
2009/24/EG anhand des Wortlauts, der Ziele der Bestimmung sowie seiner Entstehungsgeschichte zu dem Ergeb-
nis führt, dass zu den urheberrechtlich geschützten Ausdrucksformen eines Computerprogramms der Quellcode 
und der Objektcode fallen, da sie die Vervielfältigung oder spätere Entstehung dieses Programms ermöglichen. 
Dagegen werden andere Elemente des Programms, wie insbesondere seine Funktionalität, nicht durch die Richt-
linie 2009/24/EG geschützt. Die Richtlinie schützt auch nicht die Elemente, mittels derer die Benutzer solche Funk-
tionalitäten nutzen, die jedoch keine solche Vervielfältigung oder spätere Entstehung dieses Programms ermögli-
chen. Der durch die Richtlinie 2009/24/EG gewährleistete Schutz beschränkt sich auf die geistige Schöpfung, wie 
sie sich im Text des Quellcodes und des Objektcodes widerspiegelt, und damit auf den buchstäblichen Ausdruck 
des Computerprogramms in diesen Codes, die jeweils eine Folge von Befehlen darstellen, nach denen der Com-
puter die vom Urheber des Programms vorgesehenen Aufgaben ausführen soll (EuGH, GRUR 2024, 1704 [juris 
Rn. 37 f.] - Sony Computer Entertainment Europe). Demgegenüber ermöglicht eine Software, die nur den Inhalt 
von Variablen verändert, die von einem geschützten Computerprogramm im Arbeitsspeicher eines Computers an-
gelegt und von diesem Programm während seiner Ausführung verwendet werden, als solche nicht die Vervielfälti-
gung dieses Programms oder eines Teils davon, sondern setzt vielmehr voraus, dass dieses Programm gleichzeitig 
abläuft. Deshalb stellt der Inhalt der Variablen ein Element dieses Programms dar, mittels dessen die Benutzer die 
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Funktionalität eines solchen Programms nutzen, das nicht als Ausdrucksform eines Computerprogramms im Sinne 
von Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 2009/24/EG geschützt ist (EuGH, GRUR 2024, 1704 [juris Rn. 51] - Sony Computer 
Entertainment Europe). 
 

c) Ausgehend von diesen Grundsätzen, die für die unionsrechtskonforme Auslegung der Bestimmungen gemäß § 
69a Abs. 1 und 2 UrhG maßgeblich sind, greift die Software der Beklagten nach den vom Berufungsgericht ge-
troffenen Feststellungen nicht in den Schutzbereich der Computerprogramme der Klägerin ein und verletzt damit 
nicht das ihr zustehende Umarbeitungsrecht gemäß § 69c Nr. 2 Satz 1 UrhG. 
 

aa) Nach den von der Revision nicht angegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts entfalten die Software-
produkte der Beklagten ihre Wirkung, indem sie das Laden des Programms in den Arbeitsspeicher unangetastet 
lassen, aber den Ablauf der Programme durch Veränderung von - dem Spiel grundsätzlich bekannten - Variablen 
beeinflussen. Es werden nicht die Befehle im Arbeitsspeicher selbst, sondern nur die (variablen) Daten verändert, 
die die Spielesoftware in ihrer Ausführung in dem Arbeitsspeicher ablegt. Auf die Programmbefehle der Spielesoft-
ware der Klägerin wirken die Softwareprodukte der Beklagten nicht ein. Diese bleiben jederzeit aktiv und ihre innere 
Struktur bleibt durchgehend unangetastet. Lediglich die aus dem laufenden Spiel generierten Daten im Arbeits-
speicher werden verändert. Dies hat zur Folge, dass die Befehle des Spiels auf anderen Befehlsparametern aus-
geführt werden als sie bei regulärer Ausführung des Spiels zu diesem Zeitpunkt entstanden wären. Die Befehlspa-
rameter selbst sind indessen dem Spiel bekannt. Auch unter Einsatz der Software der Beklagten laufen die Spiele 
also stets wie programmiert ab. Bestimmte im Spiel erzeugte Daten (z.B. der Verbrauch des "Turbos") werden 
jedoch im Arbeitsspeicher durch die Softwareprodukte der Beklagten mit Variablen, die auch das Spiel selbst kennt 
und interpretieren kann, überschrieben. Dem Programm wird damit ein Zustand vorgespiegelt, der im regulären 
Spielbetrieb zwar eintreten kann und damit programmimmanent ist, allerdings eben nicht bei dem jeweiligen Spiel-
stand eintreten würde. Beispielsweise fügt die Software der Beklagten dem Spiel keinen Befehl hinzu, der eine 
"Kollision mit einer Bande" bewirkt, sondern beeinflusst lediglich den Zeitpunkt und die Häufigkeit, mit der das Spiel 
diesen auch ursprünglich vom Programm umfassten Befehl ausführt. 
 

bb) Kennzeichnend für die Wirkungsweise der Software der Beklagten ist mithin, dass diese vom Nutzer parallel 
zu den Computerspielen der Klägerin auf der Spielkonsole installiert wird und gleichzeitig mit der Spielesoftware 
abläuft. Dabei verändert sie nicht die Programmdaten des Objekt- oder Quellcodes der auf der PSP eingesetzten 
Software der Klägerin. Die Software der Beklagten verändert vielmehr durch das Zutun des Nutzers während des 
Ablaufs des Spiels den Inhalt von Variablen, die die Computerspiele der Klägerin im Arbeitsspeicher des Compu-
ters angelegt haben und die sie in ihrem Ablauf verwenden. Dadurch wird bewirkt, dass die Computerspiele der 
Klägerin auf Basis dieses veränderten Inhalts der Variablen ablaufen. Die Software der Beklagten verändert damit 
lediglich Elemente, mittels derer die Benutzer Funktionalitäten nutzen, die keine Vervielfältigung oder spätere Ent-
stehung dieses Programms ermöglichen. 
 

2. Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, dass die Klageanträge auch nicht wegen einer von der Klägerin 
hilfsweise geltend gemachten gezielten Mitbewerberbehinderung gemäß § 4 Nr. 10 UWG aF/§ 4 Nr. 4 UWG be-
gründet sind. Die vom Berufungsgericht gegebene Begründung wird von der Revision nicht angegriffen und lässt 
keinen Rechtsfehler erkennen. Gleiches gilt für die Beurteilung des Berufungsgerichts, mit denen es die Hilfsan-
träge für unbegründet erachtet hat. 
 

III. Danach ist die Revision auf Kosten der Klägerin (§ 97 Abs. 1 ZPO) zurückzuweisen. 


